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2015/436

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat

Vorlage an den Landrat

Beriicksichtigung von gravitativen Naturgefahren im Rahmen von Baubewilligungs-
verfahren; Anderung des Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8. Januar 1998

vom 15. Dezember 2015

1. Ausgangslage

Seit Ende 2011 liegen fiur das Siedlungsgebiet jeder Gemeinde im Kanton die Naturgefahrenkarten
vor. Diese Karten zeigen auf Grund wissenschaftlicher Erhebungen auf, wo im Siedlungsgebiet
welche gravitativen Naturgefahren mit welcher Haufigkeit und welcher Intensitat auftreten kénnen.
Die gravitativen Naturgefahren betreffen in unserem Kanton im Wesentlichen Rutschungen, Stein-
schlag und Uberschwemmungen. Rund ein Viertel des rechtskréftig ausgeschiedenen Baugebiets
weist eine Gefahrdung durch eine gravitative Naturgefahr auf, wobei mehr als 70% dieser Flachen
in einem Gebiet liegen, wo die Gefahrdung als gering oder als Restgefahrdung eingeschatzt wird™.
Bei 28%? der von Naturgefahren bedrohten Flachen im Siedlungsgebiet liegt eine mittlere und bei
2%? eine erhebliche Gefahrdung vor.

Die Naturgefahrenkarten haben keine Grundeigentiimer verbindliche Wirkung. Vielmehr missen
sie als Grundlagen im Rahmen der kommunalen Nutzungsplanung beachtet und die Erkenntnisse
daraus in der Nutzungsplanung umgesetzt werden. Dennoch entfalten die Naturgefahrenkarten
gewisse Wirkungen. Die Behérden von Gemeinden, Kantonen und Bund sind grundsatzlich ver-
pflichtet, ihnen bekannte Fakten in ihren Verwaltungsverfahren mit einzubeziehen. Gemass der
Waldgesetzgebung des Bundes haben die Kantone die Gefahrenkarten bei allen raumwirksamen
Tatigkeiten zu beriicksichtigen®. Da Bauen zweifellos eine raumwirksame Tétigkeit ist, sind des-
halb die Naturgefahrenkarten im Rahmen von Baubewilligungsverfahren durch die Baubewilli-
gungsbehorde, also dem kantonalen Bauinspektorat, gebihrend zu bertcksichtigen. Unterlasst
dies die zustandige Behdrde und tritt ein voraussehbares Naturereignis mit Schadenfolge ein,
kénnten unter Umstanden Haftungsfragen auf sie bzw. die 6ffentliche Hand zukommen®. Wenn
also in einem Gebiet gebaut werden soll, das offensichtlich von Naturgefahren bedroht ist, sind
Vorkehrungen gegen die Auswirkungen der spezifischen Naturgefahren zu ergreifen. Oft kénnen
mit relativ geringen Aufwendungen praventiv Massnahmen umgesetzt werden, die, wenn sich eine
Naturgefahr realisiert, vor Schaden schitzen.

! 14% der gesamten Baugebietsflache weisen eine geringe, 3.5% eine Restgefahrdung auf.
2 Entspricht 7% der gesamten Baugebietsflache.

% Entspricht 0.5% der gesamten Baugebietsflache.

* Art. 15 Abs. 3 der Waldverordnung; SR 921.01.

® Gefahrenkarte aus dem rechtlichen Blickwinkel, Merkblatt der Nationalen Plattform Naturgefahren

PLANAT; PLANAT Reihe 1/2007.



Die vorgeschlagene Revision des Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8. Januar 1998 (RBG;
SGS 400) regelt nun in Umsetzung der bundesrechtlichen Vorgaben, wie Naturgefahren, die auf
baubewilligungspflichtige Vorhaben einwirken kénnen, im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens
zu bertcksichtigen sein werden. Grundsatzlich wird dabei vom Ansatz ausgegangen, dass Bauwil-
lige fur die Planung sowie die Realisierung von Gefahrenabwehrmassnahmen selbst zusténdig
sind und die Baubewilligungsbehérde nicht spezifische Massnahmen anordnet. Die Baubewilli-
gungsbehorde pruft jedoch im Baubewilligungsverfahren die zur Abwehr der potentiellen Naturge-
fahr geplanten Massnahmen auf ihre Tauglichkeit.

Die vorliegende Teilrevision des RBG wird gleichzeitig mit dem Entwurf zum Gesetz Uber die
Brand- und Elementarschadenspravention (BEPG) dem Landrat zur Beschlussfassung unterbrei-
tet. Damit ist gewahrleistet, dass die vorliegende Teilrevision zusammen mit dem BEPG behandelt
werden kann. Dies ist deshalb sinnvoll, weil sich in Bezug auf die Beachtung von Naturgefahren im
Baubewilligungsverfahren gewisse Parallelen zwischen der Teilrevision des RBG und dem BEPG
ergeben.

2. Kommentar zu den geéanderten Paragraphen

§ 101 Absatz 1 (Erganzung)
§ 101 Absatz 1 RBG umschreibt bereits heute, welchen Anspriichen Bauten und Anlagen geniigen

mussen. Allerdings ist er relativ offen formuliert. Mit der vorgesehenen Erganzung von 8§ 101 Ab-
satz 1 RBG soll nun ausdrtcklich der Schutz vor gravitativen Naturgefahren erwahnt werden. Die
im Kanton Basel-Landschaft vorwiegend vorkommenden Naturgefahren werden ausdricklich er-
wahnt. Damit wird der fachtechnische Begriff ,gravitative Naturgefahr verstandlicher.

§ 101 Absatz 1 Buchstabe c. (neu)
Mit der neuen Bestimmung von § 101 Absatz 1 Buchstabe c. RBG wird konkret ausgefihrt, dass

Massnahmen, die vor den Auswirkungen von gravitativen Naturgefahren schitzen, im Rahmen
von Neubauten sowie bei in Bezug auf die Naturgefahr relevanten Umbauten bestehender Bauten
und Anlagen zu planen und zu realisieren sind. Damit setzt der Kanton, wie einleitend erlautert, auf
Gesetzesebene einerseits Bundesrecht um. Andererseits ergibt sich daraus eine Verpflichtung fur
die Bauherrschaft, solche Massnahmen tatsachlich auch zu planen und zu realisieren. Dies ist
selbstverstandlich nur dann erforderlich, wenn ein Bauvorhaben in einem Gebiet verwirklicht wird,
das von den Auswirkungen gravitativer Naturgefahren bedroht wird.

Praventive Massnahmen gegen die Auswirkungen von gravitativen Naturgefahren sind somit in
jedem Fall bei Neubauten in betroffenen Gebieten vorzusehen. Bei Umbauten ist festzulegen, in
welchen Fallen praventive Massnahmen gegen die Auswirkungen von Naturgefahren zu ergreifen
sind. In einem Gebiet, das von Steinschlag bedroht ist, kann es sinnvoll sein, bei einem Umbau,
der z.B. den Einbau von Dachflachenfenstern zum Gegenstand hat, in Bezug auf die Dachflachen-
fenster Steinschlagschutzmassnahmen zu planen und umzusetzen. Fur dasselbe Umbauvorhaben
in einem Gebiet, das potentiell von Hochwasser bedroht ist, ware es jedoch nicht adaquat, Hoch-
wasserschutzmassnahmen planen und umsetzten zu missen. Im ersten Fall ist das Umbauvorha-
ben mit Blick auf die drohende Naturgefahr relevant, im zweiten nicht. Entsprechend wird diese
Problematik mit der Umschreibung ,Naturgefahr relevante Umbauten* erfasst. Letztlich muss bei
Umbauten jeder Fall auch unter Beriicksichtigung der potentiellen Naturgefahr, die auf ein Baute
oder Anlage einwirken kann, beurteilt werden. Im Zweifelsfall wird es Aufgabe der Baubewilli-
gungsbehorde sein, zu beurteilen, ob entsprechende Massnahmen zu planen und umzusetzen
sind. Allerdings liegt es nicht an der Baubewilligungsbehérde, konkrete Massnahmen anzuordnen.
Vielmehr bleibt es mit der vorliegenden Revision des RBG die Pflicht der Bauherrschaft, auf ihr
Vorhaben zugeschnittene Schutzmassnahmen zu planen und zu realisieren. Der Baubewilligungs-
behdrde kommt die Aufgabe zu, die geplante Massnahme im Rahmen des Baubewilligungsverfah-
rens und anschliessend deren Umsetzung zu prufen.



Die Naturgefahrenkarten stellen der Bauherrschaft eine technische Grundlage zur Verfligung, um
ein Vorhaben unter Berlcksichtigung potentiellen Einwirkungen solcher Gefahren optimal planen
zu kénnen. Der Schutz vor gravitativen Naturgefahren soll verhaltnismassig, aber auch nachhaltig
sein. Das heisst, die zu planenden und umzusetzenden Schutzmassnahmen werden daran ge-
messen, ob sie einerseits geeignet, andererseits aber auch tatsachlich erforderlich sind, um gegen
die Auswirkungen von gravitativen Naturgefahren zu schitzen. Ausserdem ist auch ein vernunfti-
ges Kostenverhaltnis zwischen den Aufwendungen fir die vorgesehenen Schutzmassnahmen und
jenen fir die zu schitzende Baute oder Anlage zu beachten. Schliesslich miissen Schutzmass-
nahmen so konzipiert sein, dass sie langfristig ihre Funktion erfullen konnen, insofern nachhaltig
sind.

§ 123 (Ergénzung)

Mit der Haftungsausschlussbestimmung von 8123 RBG wird bisher die Verantwortung der Behor-
den im Zusammenhang mit der Baubewilligungserteilung und der amtlichen Prifung von Bauten
unter anderem fir den Baugrund ausgeschlossen. In Analogie dazu kann die Behdrde keine Ver-
antwortung fur gravitative Naturgefahren, die auf Gebaude einwirken kénnen, Gbernehmen. Diese
Verantwortung wird mit der Anderung von §123 RBG folgerichtig ausdriicklich ausgeschlossen.

3. Regulierungsfolgeabschéatzung

Die vorgeschlagene Anderung des Raumplanungs- und Baugesetzes kann Auswirkungen auf die
Bautatigkeit von KMU haben. Auch diese missten im Rahmen von eigenen Bauvorhaben Mass-
nahmen gegen Naturgefahren planen und umsetzen, sofern ein solches Vorhaben in einem Gebiet
erstellt wird, das potenziell von einer Naturgefahr bedroht ist. Allerdings ist zu beachten, dass mit
diesen Massnahmen die Investitionen in das Betriebskapital der betroffenen KMU geschitzt wer-
den. Weiter kénnen durch die getroffenen Schutzmassnahmen Schaden, die zum Beispiel zu Be-
triebsunterbrichen fuhren, grundsatzlich vermieden oder vermindert werden. Den Schutzmass-
nahmen kommt daher praventiver Charakter zu, was letztlich den KMUs, deren Betriebe sich im
Einflussbereich von Naturgefahren befinden, mittel- und langfristig wieder zu Gute kommt.

Eine Abschéatzung der Kostenfolgen ist schwierig. Generell kann gesagt werden, je héher die In-
tensitat einer Naturgefahr, desto grosser ist in der Regel der Aufwand, um dagegen wirksame
Schutzmassnahmen zu ergreifen. Allerdings kénnen die Kosten fir Schutzmassnahmen, wenn
diese friihzeitig geplant werden, auch optimiert werden. Dabei gilt es auch zu beachten, dass mit
einem Viertel der Flache des Baugebiets, das insgesamt rund 66.5 km? umfasst, ein verhaltnis-
massig kleiner Teil des Siedlungsgebiets Uberhaupt von Naturgefahren betroffen ist. Und auf mehr
als 70% dieser von Naturgefahren betroffenen Flachen ist mit einer geringen bzw. lediglich einer
Restgefahrdung durch solche Gefahren zu rechnen. Bei 28% der von Naturgefahren betroffenen
Flachen ist mit einer mittleren und lediglich bei 2% mit einer erheblichen Gefahrdung zu rechnen.
Die Auswirkungen der vorgeschlagenen Anderung des Raumplanungs- und Baugesetzes auf
KMUs ist deshalb stark zu relativieren, da, wenn Gberhaupt, nur ein kleiner Teil der KMU von der
Gesetzesrevision betroffen sein wird.

4, Finanzielle Auswirkungen

4.1 Personeller Mehraufwand

Die in der Naturgefahrenkarte ausgewiesenen Gefahren verlangen, je nach Intensitat und abhan-
gig vom geplanten Bauvorhaben, unterschiedliche Massnahmen zur Gefahrenabwehr. Alle diese
Massnahmen und Nachweise sind entweder bereits durch die Bauherrschaft im Baugesuch aus-
gewiesen oder aber es sind weitere Gefahrenabwehrmassnahmen notwendig, die aber nicht ge-
plant und nicht ausgewiesen wurden. Im ersten Fall mussen die ausgewiesenen Gefahren-
abwehrmassnahmen durch die Prufbehdrde auf ihre Wirksamkeit beurteilt werden. Im zweiten Fall
muss zundchst gepriift werden, ob und wenn ja, welche Massnahmen notwendig sind. Da es sich



um sicherheitsrelevante Massnahmen handelt, kommt der konsequenten Umsetzung der gesetzli-
chen Vorschriften erhdohte Bedeutung zu. Durch die um den Aspekt der Gebaudeschutz-
masshahmen erweiterte Prufung von Baugesuchen, der erweiterten Koordinationsmassnahmen
mit den Fachstellen und der teilweisen Kontrolle der Schutzmassnahmen vor Ort sowie der allfalli-
gen Durchsetzung der Massnahmen auf dem Rechtsweg entstehen der Baubewilligungsbehorde
nicht zu unterschatzende zusatzliche Aufwendungen.

Der gesamte zusatzlich anfallende Koordinations- und Prifungsaufwand kann nur durch zusatzli-
che personelle Ressourcen bewaéltigt werden. Gemass Raumplanungs- und Baugesetz ist das
Bauinspektorat fur diese Prifungsaufgaben zustandig und misste demnach auch die entsprechen-
den personellen fachkompetenten Ressourcen bereitstellen. Dies wurde bedeuten, dass das Bau-
inspektorat speziell ausgebildete und qualifizierte Fachkrafte (Baufachleute, Ingenieure, o. &a.) fur
diesen Prifungsbereich anstellen misste.

Die Berechnung der zusatzlich notwendigen Ressourcen ergibt einen Bedarf von total rund 800
Stellenprozenten. Dieser Bedarf beinhaltet alle Arbeiten, wie Eingangspriifung der Baugesuche,
Administration, technische Prifung, Nachprifung, Baukontrolle, Rechtsverfolgung, Zwangsvollzug,
Kommissionsarbeit, etc.

Die Basellandschaftliche Geb&audeversicherung (BGV) hat die Grundlagen der Naturgefahrenkarte
mit grosser Fachkompetenz und grossem finanziellen Aufwand erarbeitet. Wie in anderen Berei-
chen (Brandschutz), ist die BGV auch hier bereit und fahig, dem Bauinspektorat bei der Priifung
der Baugesuche als begutachtende Fachstelle zur Seite zu stehen. Die BGV ist in der Lage einen
grossen Teil der Prifungsarbeit ohne direkte Leistungsverrechnung mit dem Kanton, das heisst
ohne Belastung der Erfolgsrechnung des Kantons, zu iibernehmen. Sie finanziert die notwendigen
personellen und technischen Ressourcen im Umfang von rund 600 Stellenprozenten aus eigenen
Mitteln. Dennoch verbleiben nicht unerhebliche Aufwendungen beim Bauinspektorat.

Die Berechnungsgrundlagen fir den zeitlichen und personellen Mehraufwand wurden in enger
Zusammenarbeit des kantonalen Bauinspektorats (BIT) mit der BGV erarbeitet. Es wurde hierbei
bereits bertcksichtigt, dass die BGV einen grossen Teil der Aufgaben im Auftrag des BIT Uber-
nehmen wird. Ebenso wurden neu entstehende Synergien aufgrund der bisher bereits bestehen-
den guten Zusammenarbeit im Bereich des Brandschutzes beriicksichtigt. Dennoch entstehen fir
das Bauinspektorat zusatzliche Mehraufwendungen in den Bereichen Baugesuchprifung, Verfah-
renskoordination, Bauzwischenkontrollen und teilweise auch der Bauabnahmen bei Standardauf-
lagen. Grundlage der Berechnungen waren die aktuellen Baugesuchstatistiken, die Kennzahlen
Uber den Bearbeitungsaufwand fir vergleichbare Arbeiten und die Erarbeitung eines Prozessma-
nagements mit Festlegung der Aufgabenteilung zwischen Bauinspektorat und BGV.

Zur Aufwandsberechnung wurden die einzelnen Phasen (Baugesuchprifung, Bauabnahme und
Rechtsmittelverfahren/Vollzug) getrennt voneinander analysiert. Ausserdem wurde die Aufgaben-
teilung zwischen dem Bauinspektorat und der BGV je nach Lage des Bauprojekts (Gefahrenbe-
reich "rot", "blau", "gelb", "gelb-weiss" oder "weiss") und daraus resultierendem unterschiedlichem
Aufwand fur die Baugesuchprifung und Abnahme unterschieden. Das Bauinspektorat wird nach
Anweisung der BGV in der Lage sein, einen Teil der Baugesuche in den Gefahrengebieten gerin-
gerer Gefahrdung ("gelb", "gelb-weiss") mit Standardauflagen zu versehen oder einfache Mass-
nahmen selbstandig zu prifen oder deren Aufnahme in die Plane zu verlangen. Alle weiteren Bau-
gesuche sind der BGV zur Beurteilung zuzuweisen. Die formelle Verfigung der Schutzmassnah-
men bzw. die Erteilung der Baubewilligung dafir und das Rechtsmittelverfahren sowie die Kontrol-
le der Umsetzung der Schutzmassnahmen miussen nach wie vor hauptsachlich und federfihrend
durch das Bauinspektorat bewerkstelligt werden. Berechnungsgrundlage waren 3'000 Baugesuche
pro Jahr (Erfahrungswert). Der Aufwand ist jeweils unterschiedlich gross und wird entsprechend
der vereinbarten Aufgabenteilung zwischen Bauinspektorat und BGV auch unterschiedlich verteilt.
Zur Vereinfachung kann man aber durchschnittlich mit zusatzlichen ca. 0,5 Stunden pro Bauge-

such fur Administration, Koordination, Korrespondenz, Eingangs- und Vollstandigkeitsprifung und



Datenerfassung rechnen. So ergeben sich fur den Bereich Baugesuchprifung/Administration rund
1'500 Stunden/Jahr Mehraufwand fur das Bauinspektorat. Nach einem &hnlichen Schlissel wur-
den auch die Aufwendungen fir die technische Abnahme der realisierten Schutzmassnahmen an
den Bauobjekten (Rohbaukontrolle, Zwischenabnahme, Endabnahme) ermittelt. Haufig konnen die
technischen Experten des Bauinspektorats die Standardauflagen selbst kontrollieren, in anderen
Fallen wird die BGV zur Abnahme aufgeboten oder zur Stellungnahme eingeladen. Hier fallen da-
mit gemittelt Gber alle Baugesuche nochmals ca. 1'300 Stunden/Jahr fir das Bauinspektorat an.
Die Durchfuihrung der Rechtsmittelverfahren durch alle Instanzen und die Durchsetzung und Be-
gleitung des Zwangsvollzugs obliegt dem Bauinspektorat und wird mit ca. zuséatzlichen 200 Stun-
den pro Jahr veranschlagt. Das Bauinspektorat nimmt Einsitz in die Kommission fir Naturgefah-
ren. Die Kommissionsarbeit (inkl. Sitzungsvorbereitung und -nachbereitung, Grundlagenarbeit,
Mitberichtswesen, Koordination komplexer Probleme, Informationsaustausch) wird mit ca. weiteren
zuséatzlichen 200 Stunden pro Jahr zu Buche schlagen. Es ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen,
dass die sachgerechte Erfullung dieser neuen gesetzlichen Aufgabe nicht tber die vorhandenen
Personalressourcen abgewickelt werden kann. Der permanente Personalabbau in den letzten Jah-
ren hat den arbeitsorganisatorischen Spielraum innerhalb der Baubewilligungsbehdrde zunehmend
verringert, so dass zuséatzliche Aufgaben nicht ohne weiteres ins ordentliche Arbeitsprogramm auf-
genommen werden kdnnen.

Die Zusammenstellung aller prognostizierten Aufwendungen ergibt fur das kantonale Bauinspekto-
rat einen zusatzlichen zeitlichen Aufwand von mindestens 3'200 Stunden pro Jahr. Hinzu kommt
der ubliche Anteil an nicht kategorisierter Arbeitszeit und bezahlter Ferien von ca. 400 Stunden pro
Jahr. Gesamthaft entspricht dies bei rund 1'800 Stunden Jahresarbeitszeit, einem Bedarf von 200
zusétzlichen Stellenprozenten fiir das Bauinspektorat. Diese 200 Stellenprozente verteilen sich auf
einzelne Arbeitsablaufe wie folgt: 100% auf den Bereich Baugesuchprufung und Abnahme, 50%
auf die Administration und 50% auf den Bereich Rechtsmittel und Rechtsverfolgung / Vollzugs-
massnahmen. Ohne Arbeitsgeberanteile belaufen sich die Lohnkosten unter Beriicksichtigung der
entsprechenden Modellumschreibungen des Personalgesetzes und der dazugehdrigen Verord-
nung und den Anhdngen sowie der Lohntabelle (Stand 2013) auf ca. CHF 200'000 / Jahr. Diese
teilen sich wie folgt auf: 100% techn. Experte/Expertin ca. CHF 106'000.-, 50% Jurist/Juristin ca.
CHF 61'000.-, 50% Administration ca. CHF 33‘000.-.

Voraussichtlich werden diese Stellen ab dem Jahr 2016 erforderlich sein, was bei der Budgetie-
rung flr 2016 zu bertcksichtigen sein wird. In den Jahren 2012 und 2013 wies die Rechnung des
Bauinspektorats ohne die Beriicksichtigung der Transferzahlungen an die Gemeinden jeweils ei-
nen Ertragstiberschuss aus. 2012 betrug dieser rund CHF 550°'000.-, 2013 rund CHF 650'000.-,
wobei die Ertréage im Wesentlichen aus den Gebuhren fir die Erteilung von Baubewilligungen her-
rihren. Unter Berucksichtigung der Transferzahlungen an die Gemeinden, an die von Gesetzes
wegen® fiir ihre Aufwendungen im Zusammenhang mit Baugesuchen pauschal ein Drittel der Bau-
bewilligungsgebiihren fallt’, weist die Rechnung des Bauinspektorats ein Ertragsdefizit aus. Um
die zusatzlichen Personalkosten auszugleichen, misste bei 3000 Baugesuchen im Jahr eine Bau-
bewilligung unter Berlcksichtigung der Transferzahlungen an die Gemeinden durchschnittlich rund
CHF 100.- teurer werden.

Zu beachten gilt es, dass mit der vorliegenden Gesetzesrevision letztlich bundesrechtliche Vorga-
ben vom Kanton umgesetzt werden (vgl. vorstehend Ziffer 1. Ausgangslage). Unter dieser Voraus-
setzung ist es zum einen nicht relevant, ob sich die Bertcksichtigung von Naturgefahren im Bau-
bewilligungsverfahren ,lohnt* bzw. ob daraus ein wirtschaftlicher Nutzen erwéchst. Im Vordergrund
steht hier der praventive Schutz von Polizeigitern. Zum anderen scheint es nicht opportun, den
Mehraufwand des Bauinspektorats, den die vorgeschlagene Gesetzesrevision nach sich zieht,

®§ 135 Abs. 3 RBG.
72012 betrugen die Transferzahlungen an die Gemeinden rund CHF 1,3 Mio., 2013 rund CHF 1,5 Mio.



unter dem Titel der Verursachung den Baugesuchstellenden zu Uberbinden. Die entstehenden
Mehrkosten des Bauinspektorats sollen deshalb zulasten der Erfolgsrechnung des Kantons finan-
ziert werden.

4.2 Finanzrechtliche Prufung

Die Finanz- und Kirchendirektion hat die Vorlage gemass 836 Abs. 1 lit. c. des Finanzhaushaltsge-
setzes geprift und stellt fest, dass die Grundsétze der Haushaltsfihrung und die Kompetenzord-
nung eingehalten sind.

5. Vernehmlassung

Zur Vernehmlassung eingeladen wurden alle Gemeinden und der Verband Basellandschaftlicher
Gemeinden, die Parteien, Verbande sowie das KMU-Forum. Insgesamt sind 43 Stellungnahmen
eingegangen.

Die Rickmeldungen aus dem Vernehmlassungsverfahren fielen kontrovers aus. Sie reichen von
grundsétzlicher Zustimmung bis zur Ablehnung der Gesetzesrevision.

5.1 Gemeinden

Sechs Gemeinden stimmen der vorgesehenen Anderung des RBG ausdriicklich zu. Sieben Ge-
meinden beziehen sich auf die Stellungnahme der Baselbieter Bauverwalter-Konferenz (BKB)
dazu und schliessen sich deren Ausfiihrungen an. Siebzehn Gemeinden bekundeten, sich aus-
dricklich der Stellungnahmen des Verbands Basellandschaftlicher Gemeinden (VBLG) anzu-
schliessen. Diejenigen Gemeinden, die keine eigene Vernehmlassung einreichten, schliessen sich
laut dem Beschluss der Delegiertenversammlung des VBLG vom 15. Marz 2001 ebenfalls der
Vernehmlassung des VBLG an.

5.2 Parteien

Die FDP vertritt die Auffassung, zur beantragten Anderung des RBG konne erst nach Vorliegen
der Vernehmlassung zum neuen Gesetz Uber die Brand- und Elementarschadenpravention Stel-
lung genommen werden. Die beantragte Anderung sei nicht dringend, weshalb eine Sistierung des
Vernehmlassungsverfahrens beantragt werde.

Die SVP begrisst die vorgesehene Anderung des RBG als pragmatischen Zugang zur Naturgefah-
renkarte. Die Vorlage berlcksichtige die Gemeindeautonomie genauso, wie die berechtigte Zu-
rickhaltung der Gemeinden, Zonenpléne ausserplanmassig revidieren zu missen. Im Grundsatz
erklart sich die Partei mit der Gesetzesanderung und der Abschreibung der Motion 2012/073 ein-
verstanden. Prazisierungen werden in Bezug auf die Leistungsverrechnung der BGV mit dem Kan-
ton gewunscht. Ausserdem ware winschbar, wenn die Landratsvorlage die geplante Verord-
nungsanderung mit den neuen Bauvorschriften mitenthalten wirde.

Die CVP und die EVP haben keine Einwande zur vorgeschlagenen Anderung des RBG, hatten es
aber im Interesse einer optimalen Abstimmung bevorzugt, die Revision des RBG unter Berlcksich-
tigung des sich in Ausarbeitung befindlichen Gesetzes Uber die Brand- und Elementarschadenpra-
vention beurteilen zu kénnen. Der Antrag auf Erhéhung der Stellenprozente beim Bauinspektorat
wird unterstitzt, wobei erwartet wird, dass eine entsprechende Anpassung der Baubewilligungs-
gebuhr damit einhergehe. Beide Parteien regen an, zu prifen, die Naturgefahrenkarten tber die
kantonale Nutzungsplanung verbindlich zu erklaren, womit die Planungssicherheit besser gewéahr-
leistet sei.

Gemass der SP flgt sich die vorgeschlagene Anderung des RBG folgerichtig in den sei 2006 im
Gang befindlichen Prozess der Implementierung einer Naturgefahrenkarte im Kanton Basel-Land
ein. Die Bericksichtigung der Naturgefahrenkarte bei Neu- und Umbauten sei logisch. Es stelle



sich allerdings die Frage, wie mit bestehenden Bauten umzugehen sei, die von Naturgefahren be-
droht seien. Die Erhéhung des Sollstellenplans kann nachvollzogen werden, wobei diese vorerst
auf vier Jahre befristet werden soll. Auf Grund eines Erfahrungsberichts soll die Erhéhung des
Sollstellenplans erneut dem Landrat beantragt werden. Schliesslich sei aufzuzeigen, wie wenigs-
tens teilweise die Zusatzkosten durch eine Gebuhrenerhéhung aufgefangen werden kénnen.

Die Grine Baselland begrissen grundsétzlich die vorgeschlagene Gesetzesanderung. In redakti-
oneller Hinsicht wird angeregt, dass sich die neue Regel in § 101 Abs. 1 lit. c. RBG auf 8 101 Abs.
1 beziehen soll. Im Zusammenhang mit der Abschreibung der Motion Keller wird davon ausgegan-
gen, dass eine Anderung der Naturgefahrenkarte nicht unmittelbar durch die Gemeinden in ihren
Zonenplanen umzusetzen sein wird, sondern erst bei der ndchsten Zonenplanrevision. Gleichzeitig
musste die Gemeinden Bauwillige auf die verbindliche Beachtung der Naturgefahrenkarte hinwei-
sen, womit der Gefahrenpravention gentige getan sei.

Die Grunliberale Partei begriisst die vorgeschlagene Anderung des RBG.

5.3 Verbande / Interessenvertretungen

Der VBLG verlangte eine Sistierung des Vernehmlassungsverfahrens und wiinschte eine koordi-
nierte Vernehmlassung im Zusammenhang mit dem sich in Ausarbeitung befindlichen Brand- und
Elementarschadenspraventionsgesetz (BEPG), das unter Federfihrung der Finanz- und Kirchendi-
rektion in einer interdisziplinaren Arbeitsgruppe ausgearbeitet wird. Dem Sistierungsbegehren
wurde jedoch nicht statt gegeben. Dem VBLG wurde dieser Entscheid begriindet mitgeteilt. So
wurde die Vernehmlassung zur Anderung des RBG mit der interdisziplindren Arbeitsgruppe, die
den Gesetzesentwurf eines BEPG begleitet, abgesprochen und die unabhangige Vernehmlassung
von dieser ausdriicklich befiirwortet. Weiter wurde darauf hingewiesen, dass die Teilrevision des
RBG im Wesentlichen Fragen im Zusammenhang mit dem Baubewilligungsverfahren prazisiert,
wahrend das BEPG vor dem Hintergrund versicherungs- bzw. gebaudeschutztechnischer Aspekte
die Thematik der Brand- und Elementarschadenpravention regelt. Der VBLG sah sich in der Folge
nicht im Stande, zur Teilrevision RBG materiell Stellung zu nehmen, behielt sich aber vor, sich im
Rahmen der Vernehmlassung zum BEPG zur Berlicksichtigung von gravitativen Naturgefahren im
Rahmen von Baubewilligungsverfahren dazu zu aussern.

Die BKB &usserst sich grundsatzlich positiv zur vorgeschlagenen Teilrevision des RBG und bringt
keine Einwéande gegen die Revision vor. Auch anerkennt sie den mit der Prifung der Baugesuche
im Zusammenhang mit Naturgefahren verbunden Mehraufwand der Baubewilligungsbehdrde. Die
BKB beantragt allerdings, dass die damit verbundene Stellenaufstockung durch eine Anpassung
der Baubewilligungsgebiihren auszugleichen sei. Weiter stellt die BKB fest, dass die Umsetzung
der Naturgefahrenkarte in die kommunale Nutzungsplanung nach wie vor ungeniigend sei. Die
Verbindlichkeit der Naturgefahrenkarte soll deshalb tGbergeordnet Uber die kantonale Nutzungspla-
nung geregelt werden.

Die Handelskammer beider Basel pladiert dafur, es den Bauwilligen zu Uberlassen, Schutzmass-
nahmen bei Neu- und Umbauten, die von gravitative Naturgefahren betroffen sind, umzusetzen.
Die Naturgefahrenkarte soll vom Kanton im Sinne der Aufklarung und Empfehlung genutzt werden.
Damit kénnte auch der Aufwand im Baubewilligungsverfahren massgeblich reduziert werden, weil
nicht jedes Baugesuch auf seine Relevanz in Bezug auf gravitative Naturgefahren Uberpruft wer-
den musste.

Der Hauseigentiimerverband Baselland (HEV) sieht in der vorgeschlagenen Teilrevision des
RBG eine Gefahr fur Gberméassige Vorgaben an die geplanten Bauvorhaben, von erhéhtem admi-
nistrativem Aufwand im Baubewilligungsverfahren und von zusatzlichen Kosten fur die Grundei-
gentimer. Im Einzelnen wird die nach Ansicht des HEV zu offene Formulierung von § 101 Abs. 1
Bst. c. kritisiert. Es wird befirchtet, dass die von der Baubewilligungsbehtrde geforderten Mass-
nahmen im Hinblick auf die Schadenspravention unverhéltnismassig ausfallen und mehr Kosten



verursachen, als dass sie nitzen. In Bezug auf die KMU wird von Seiten des HEV beflrchtet, dass
diese als Eigentiimer von Gewerbeliegenschaften, aber auch als ausfiihrende Auftragnehmende
im Bauverfahren betroffen sind. Es wird deshalb gefordert, auf eine massvolle Festlegung der
Schutzmassnahmen durch die Baubewilligungsbehérde zu achten. Beziglich der finanziellen
Auswirkungen der Gesetzesrevision wird zwar anerkannt, dass dies mit einem hdheren personel-
len Aufwand verbunden ist. Kritisch hinterfragt wird hingegen, das als eher hoch empfundene Salar
fur eine zusatzliche Juristenstelle. Schliesslich komme es fur den HEV nicht in Frage, dass die
zusatzlichen Kosten, die mit der Teilrevision einhergehen, tGber erhthte Baubewilligungsgebiihren
ausgeglichen wirden.

Die Bauunternehmer Region Basel (BRB) anerkennen, dass die Erkenntnisse aus den Naturge-
fahrenkarten im Rahmen von Baubewilligungsverfahren Rechnung zu tragen ist. Sie pladieren
aber eindringlich fur die Beachtung des Verhaltnismassigkeitsgrundsatzes bei Anwendung der
neuen Vorschrift im Bewilligungsverfahren.

Die Wirtschaftskammer Baselland aussert sich kritisch zur vorgelegten Teilrevision des RBG.
Insbesondere stort sie sich daran, dass mit der vorgeschlagenen Regelung, eine Risikoverminde-
rung der Gebaudeversicherung zu Lasten der betroffenen Grundeigentimer stattfinde. Ausserdem
wird eine Verhaltnismassigkeitsbeurteilung vermisst, die den Bedarf der vorgeschlagenen Préaven-
tionsmassnahmen nachweist und andererseits das konkrete Kosten-Nutzen-Verhéltnis darstelle.
Weiter werden grossere Auswirkungen auf die KMU befurchtet, wobei dies mit der bisherigen
,Nulltoleranz der Geb&udeversicherung bei der Durchsetzung von bestehenden Praventions-
massnahmen begriindet wird. Insgesamt werden neue Auflagen bei Bauten abgelehnt. Die Wirt-
schaftskammer Baselland lehnt es folglich ab, dass die fir Praventionsmassnahmen gegen gravi-
tative Naturgefahren vollumfanglich von den betroffenen Grundeigentimern zu tragen sind. Eine
mogliche Rechtsverbindlicherklarung SIA Norm 261:2300 in der Verordnung zum RBG wiurde als
stoérend empfunden, da es sich um ein privates Regelwerk handle, auf den weder der Gesetzgeber
noch die Behorden Einfluss héatten.

Das KMU-Forum vertritt die Auffassung, die Gesetzesrevision Idse ein vermeintliches Problem der
Gebaudeversicherung, wobei eine Verhaltnismassigkeitsbeurteilung, die den Bedarf an zusatzli-
chen Praventionsmassnahmen nachweise und Kosten-Nutzen Uberlegungen enthalte, fehle. Es
fehle eine Alternative der Gebaudeversicherung zu den vorgeschlagenen Praventionsmassnah-
men in der Vorlage, ebenso wie Ausfliihrungen zu den Massnahmen, welche bei einer Ablehnung
der Vorlage ergriffen werden mussten. Weiter werden weit grossere Auswirkungen, als in der Vor-
lage beschrieben, erwartet. Die Einflhrung weiterer Auflagen bei Bauten wird generell abgelehnt.
Es wird schliesslich davon ausgegangen, dass die Kosten von zusatzlichen Massnahmen langfris-
tig in keinem Verhaltnis zum Schadensminderungspotential stehen wirden.

5.4 Stellungnahme des Regierungsrat zu den Vernehmlassungen

Der Regierungsrat halt grundsatzlich daran fest, dass mogliche Einwirkungen von Naturgefahren
bereits im Planungsstadium fir Bauten und Anlagen beachtet sowie entsprechende Schutzmass-
nahmen geplant und umgesetzt werden. Mit diesem Vorgehen werden die bundesrechtlichen Vor-
gaben in Bezug auf die Berlcksichtigung der Naturgefahrenkarte durch den Kanton bei der raum-
relevanten Tatigkeit ,Bauen“ vollzogen. Bestehende Bauten unterliegen grundsatzlich der Be-
standesgarantie. Deshalb kann die Eigentimerschaft bestehender Bauten nachtrégliche nicht ver-
pflichtet werden, Schutzmassnahmen gegen Naturgefahren zu realisieren. Nur, wenn bestehende
Bauten baubewilligungspflichtig umgebaut werden, sind im Rahmen der vorgeschlagenen Geset-
zesrevision Schutzmassnahmen vorzusehen.

Die vorliegende Revision des Raumplanungs- und Baugesetzes basiert im Wesentlichen auf dem
Prinzip der Verantwortung von Bauwilligen, ihre Bauten vor den Einwirkungen von Naturgefahren
zu schitzen. Es obliegt den Bauwilligen, die erforderlichen Massnahmen zum Schutz vor Naturge-
fahren zu planen und umzusetzen. Insofern kann darauf verzichtet werden, dass der Regierungs-



rat ausdriicklich angewiesen wird, in der Verordnung zum RBG Bauvorschriften zur Abwehr von
Naturgefahren zu erlassen. Auf die noch im Vernehmlassungsentwurf so vorgeschlagene Bestim-
mung wird deshalb verzichtet. Gleichzeitig wird die neue Regelung von § 101 Abs. 1 lit. ¢c. in dem
Sinn prazisiert, dass die zu planenden Massnahmen verhéltnismassig und nachhaltig sein mus-
sen. Grundsétzlich wird dadurch den Bauwilligen ein grésstmoéglicher Handlungsspielraum in Be-
zug auf die Planung der Massnahmen zum Schutz vor Naturgefahren eingeraumt. Damit die
Schutzmassnahmen tatsachlich auch geplant und umgesetzt werden, ist es allerdings unabding-
bar, dass die Baubewilligungsbehédrde die Planung der Massnahmen und ihre Umsetzung kontrol-
liert. Dies ist letztlich eine Auswirkung der Waldgesetzgebung des Bundes, die, wie erwéhnt, den
Kantonen vorschreibt, die Gefahrenkarten bei allen raumwirksamen Téatigkeiten, wozu das Bauen
zweifellos z&hlt, zu berlicksichtigen. Es geht vorliegend also nicht um eine Risikoverminderung der
Gebaudeversicherung, wie dies vereinzelt in der Vernehmlassung geargwohnt wird, als vielmehr
darum, dem Kanton Ubertragene Vollzugsaufgaben sinn- und massvoll im kantonalen Recht zu
implementieren.

Der Regierungsrat vertritt die Auffassung, dass fur den damit verbundenen Mehraufwand im Bau-
bewilligungsverfahren auch die erforderlichen personellen Ressourcen zur Verfiigung zu stellen
sind. Die Berechnungen zum erwarteten Mehraufwand (vgl. Kapitel 4.1) basierten auf der Grund-
lage der verfugbaren Baugesuchszahlen und Prognosen aus den Jahren 2011/12 sowie einer ver-
fahrensoptimierten Arbeitsteilung zwischen dem Bauinspektorat und der BGV auf dem Stand der
damaligen Erkenntnisse. Aufgrund der jingsten Entwicklung in der Bauwirtschaft missen aber
kunftig geringere Baugesuchszahlen erwartet werden. Ausserdem wurde gemeinsam mit der BGV
vor dem Hintergrund der Sparanstrengungen des Kantons und den eingegangenen Vernehmlas-
sungen nochmals die partnerschaftliche Verteilung der anstehenden Aufgaben Uberprift, um so
den Personalaufwand seitens der kantonalen Verwaltung weiter zu reduzieren. Die BGV hat sich
bereit erklart, fir eine Testphase von zunéchst zwei Jahren noch weitere Aufgaben zu tberneh-
men. So ist zum Beispiel in Abanderung der urspriinglichen Arbeitsteilung nun geplant, dass die
BGYV die Koordination / Kommunikation in Einzelfallen, die technische Abnahme der Massnahmen,
die Nachkontrollen, das Meldewesen, die Rechtsverfolgung und die juristische Begleitung der Voll-
zugsmassnahmen Ubernehmen wird. DarUber hinaus wurde neu mit verkirzten Bearbeitungszei-
ten kalkuliert, wobei hierbei zu beriicksichtigen ist, dass diese Verkiirzung der Bearbeitungszeit
noch nicht mit Erfahrungswerten bestatigt werden konnte. Insgesamt ergibt sich somit im Bereich
der Personalressourcen eine Verschiebung von 80 Stellenprozent der urspriinglichen 200 von der
kantonalen Verwaltung hin zur BGV. Die Direktion der BGV weist jedoch schriftlich ausdrticklich
darauf hin, dass diese Verschiebung von Aufgaben und die zur Verfligungstellung von weiteren
80% Personalaufwand zunachst nur fur eine Probephase von zwei Jahren akzeptiert werden kann,
da man skeptisch sei, ob fur die Aufgabenerledigung eine 80%-Stelle genlige. Nach Ablauf dieser
Zeit soll daher der effektive Personalaufwand und die Aufgabenteilung, nach Vorliegen von Erfah-
rungswerten, Uberprift werden. Damit verbleiben 120 der urspriinglich kalkulierten 200 Stellenpro-
zent beim Kanton und sind beim Bauinspektorat einzusetzen. Nach Ablauf dieser zwei Jahre ist
eine Uberprifung vorzunehmen. Hingegen scheint es wenig zielfiihrend zu sein, zunéchst wéh-
rend einer Testphase Personal aufzubauen und erst danach durch den Landrat definitiv darber
entscheiden zu lassen, wie dies im Rahmen der Vernehmlassung vorgeschlagen wurde.

Den Vorschlag, die Naturgefahrenkarte Uber die kantonale Nutzungsplanung verbindlich zu erkla-
ren, lehnt der Regierungsrat ab. Es wird diesbezuglich auf die Ausfihrungen zur Motion 2012/073
von Felix Keller-Maurer verwiesen (vgl. nachfolgende Ziffer 6. Motion 2012/073 von Felix Keller-
Maurer).

Kontrovers fallen die Stellungnahmen betreffend die Finanzierung der zusatzlich erforderlichen
Personalressourcen aus. Wéhrend die einen eine Erhéhung der Baubewilligungsgebihr erwarten,
stellen sich andere kategorisch gegen eine entsprechende Gebihrenerhéhung. Wie unter dem
Kapitel ,Finanzielle Auswirkungen® (vgl. vorstehend Ziffer 4.1) ausgefuhrt, vertritt der Regierungs-
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rat die Auffassung, dass der Mehraufwand des Bauinspektorats fir den Vollzug von Bundesrecht
nicht mit einer Erhéhung der Baubewilligungsgebihren finanziert werden soll.

6. Motion 2012/073 von Felix Keller-Maurer vom 8. Méarz 2012

Der Motion wurde am 3. Mai 2012 vom Landrat Giberwiesen. Der Motionar verlangte vom Regie-
rungsrat, ,das Raumplanungs- und Baugesetz bzw. die Verordnung zum Raumplanungs- und
Baugesetz dahingehend zu &ndern, so dass die Vorgaben aus den Gefahrenkarten - sofern nétig -
nur Gber eine Anpassung des Zonenreglements und ohne Anpassung des kommunalen Zonenpla-
ne grundeigentiimerverbindlich sind.”

Den Gemeinden wird geméss 8 2 RBG die Kompetenz eingerdumt, im Rahmen des Gesetzes ei-
gene Vorschriften zu erlassen. Gemass Art. 2 Abs. 1 des Bundesgesetzte Uber die Raumplanung
(RPG; SR 700) und gestitzt auf 8 5 RBG sind sie aber auch zur Raumplanung verpflichtet. Es
obliegt also grundsatzlich den Gemeinden, ihre Zonenplanung zur erlassen und zu Uberarbeiten.
Naturgefahrenkarten sind ein wichtige Grundlage, die bei der raumplanerischen Tatigkeit zu be-
ricksichtigen sind. Der behérdenverbindliche, kantonale Richtplan halt im Objektblatt L 1.3 zu den
Naturgefahren als Planungsanweisung folgerichtig fest, dass Gemeinden und Kanton die Gefah-
renhinweiskarte und die Gefahrenkarten bei ihren raumwirksamen Tatigkeiten bertcksichtigen. Sie
legen die notwendigen planerischen und baurechtlichen Schutzbestimmungen in ihren Richt- und
Nutzungsplanen fest.

Mit der Motion Keller wird sinngemass verlangt, die Naturgefahrenkarte durch eine Anpassung des
RBG Grundeigentimer verbindlich zu erklaren. Allerdings beschreiben die Naturgefahrenkarten
nach wissenschatftlichen Kriterien ausschliesslich, wo mit welcher Intensitat welche Naturgefahr
auftreten kann. Deshalb miisste, sofern der Kanton die Naturgefahren durch eine Gesetzesrevision
als verbindlich erklaren wirde, auch geregelt werden, was in den von Naturgefahren bedrohten
Gebieten zulassig ist und was nicht. Der Kanton musste also kantonale Nutzungsplane auf der
Grundlage von Naturgefahrenkarten erlassen. Dies ware aber ein erheblicher Eingriff in die Pla-
nungsautonomie der Gemeinden, da kantonale Nutzungspléne die kommunalen verdrangen, so-
weit sie zueinander in Widerspruch stehen. Ausserdem regelt das RBG unter dem Kapitel ,Kom-
munale Nutzungsplanung® in § 31 die Thematik der Gefahrenzonen. Damit obliegt es den Ge-
meinden implizit, Gefahrenzonen im Rahmen der kommunalen Nutzungsplanung auszuscheiden.
Mit der vorliegenden Teilrevision des RBG wird den Naturgefahren insofern eine gréssere Bedeu-
tung beigemessen, als dass sie von Bauwilligen bei ihren Bauvorhaben zu beachten sein werden.
Es wird ihnen damit indirekt eine Grundeigentiimer verbindliche Wirkung zugewiesen, ohne dass
jedoch in die Gemeindeautonomie eingegriffen wird. Mit der vorgeschlagenen Regelung kann der
Gefahrenpravention, einem wesentlichen Aspekt, der hinter den Naturgefahrenkarten steckt, je-
denfalls in Bezug auf den Objektschutz Nachachtung verschafft werden. Dadurch fallt das Erfor-
dernis, die kommunale Nutzungsplanung in Folge der Naturgefahrenkarten méglichst bald zu
Uberarbeiten, weg. Die Gemeinden bleiben aber auf Grund der tbergeordneten Gesetzgebung
nach wie vor zustandig, im Rahmen ihrer Zonenplanrevisionen die Naturgefahrenkarten zu be-
ricksichtigen. Dazu hat der Kanton als Hilfestellung zu Handen der Gemeinden eine entsprechen-
de Wegleitung ausgearbeitet®. Die jetzt vorgeschlagene Losung diirfte somit im Sinne der Motion
den Druck, die kommunalen Nutzungsplanungen anpassen zu mussen, den gewisse Gemeinden
offenbar empfinden, reduzieren.

8 Umsetzung der Naturgefahrenkarte in die kommunale Nutzungsplanung; Juni 2011, Amt fiir Raumplanung.
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7. Antrag

Gestltzt auf die vorstehenden Ausfilhrungen beantragt der Regierungsrat dem Landrat, die vorge-
schlagenen Anderungen des Raumplanungs- und Baugesetzes zu beschliessen, den Sollstellen-
plan der Bauinspektorats um zwei Vollstellen im Sinne der Erlauterungen zu erhéhen sowie die
Motion 2012/073 abzuschreiben.

Liestal, 15. Dezember 2015 Im Namen des Regierungsrates

der Prasident:

Anton Lauber

der Landschreiber:
Peter Vetter

Beilage:
*  Entwurf Landratsbeschluss
*  Synopse zu den geplanten Anderungen im kantonalen Raumplanungs- und Baugesetz


http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-073.pdf

Entwurf

Landratsbeschluss

uber die Anderung des Raumplanungs- und Baugesetzes und Stellenerh6hung beim Bauin-
spektorat

vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Der Anderung des Raumplanungs- und Baugesetzes wird zugestimmt.

2. Der Erh6hung des Sollstellenplans des kantonalen Bauinspektorats um 120 Stellenprozente
wird zugestimmt.

3. Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Landrat zwei Jahren nach Inkrafttreten der be-
schlossenen Anderung des Raumplanungs- und Baugesetzes iiber die personelle Situation
des Bauinspektorats im Zusammenhang damit zu berichten.

4. Die Motion 2012/073 ,Umsetzung der Naturgefahrenkarte in die Nutzungsplanung“ von Felix
Keller-Maurer wird abgeschrieben.

Liestal, Im Namen des Landrates

der Prasident:

der Landschreiber:


http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-073.pdf

13

Raumplanungs- und Baugesetz (RBG)

Anderung vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:
l.

Das Raumplanungs- und Baugesetz vom 8. Januar 1998° wird wie folgt gedndert:

8§ 101 Absatz 1

! Alle Bauten und Anlagen miissen entsprechend ihrem Zweck die notwendige Standfestigkeit
aufweisen und den Anforderungen der Hygiene, der Sicherheit, des Umweltschutzes, des Gewas-
serschutzes, der Energienutzung, des Schutzes vor gravitativen Naturgefahren (insbesondere
Hochwasser, Steinschlag und Hangrutsch) sowie den arbeits-, feuer- und gewerbepolizeilichen
Vorschriften gentigen. Insbesondere sind:

a. Wohn- und Arbeitsraume durch geeignete Massnahmen gegen Feuchtigkeit, Temperatureinfliis-
se, Warmeverluste und Larm zu ddmmen sowie ausreichend zu belichten und zu bellften;

b. Baumaterialien, die zu schadlichen oder lastigen Einwirkungen fihren kénnen, nicht zu verwen-
den.

c. verhaltnismassige Massnahmen, die vor den Auswirkungen von gravitativen Naturgefahren
nachhaltig schutzen, bei Neubauten sowie bei Naturgefahr relevanten Umbauten bestehender
Bauten und Anlagen zu planen und zu realisieren.

§ 123 Haftung

Mit der Erteilung der Baubewilligung, der amtlichen Prifung von Bauten, Einrichtungen oder Be-
trieben und mit der Kontrolle der Bauarbeiten Gibernimmt die Behdrde keine Verantwortung fiir den
Baugrund sowie fur die Einwirkungen gravitativer Naturgefahren oder fur die Schaden, die aus der
Anlage oder ihrem Betrieb entstehen. Dagegen tragt das Gemeinwesen die Verantwortung fir die
von ihr getroffenen Anordnungen nach Massgabe der Bestimmungen uber die Verantwortung der
Behdrden und Beamten.

Der Regierungsrat beschliesst das Inkrafttreten dieser Anderung.

® GS 33.0289; SGS 400



Synopse zur Anderung des Raumplanungs- und Baugesetzes:

Bisheriges Recht

Neues Recht

8 101 Absatz 1

! Alle Bauten und Anlagen miissen entspre-
chend ihrem Zweck die notwendige Standfes-
tigkeit aufweisen und den Anforderungen der
Hygiene, der Sicherheit, des Umweltschutzes,
des Gewasserschutzes, der Energienutzung
sowie den arbeits-, feuer- und gewerbepolizei-
lichen Vorschriften genigen. Insbesondere
sind:

§ 101 Absatz 1 (Erganzung)

! Alle Bauten und Anlagen miissen entspre-
chend ihrem Zweck die notwendige Standfes-
tigkeit aufweisen und den Anforderungen der
Hygiene, der Sicherheit, des Umweltschutzes,
des Gewasserschutzes, der Energienutzung,
des Schutzes vor gravitativen Naturgefahren
(insbesondere Hochwasser, Hangrutsch und
Steinschlag) sowie den arbeits-, feuer- und
gewerbepolizeilichen Vorschriften gentgen.
Insbesondere sind:

§ 101 Absatz 1 Buchstabe c. (neu)

c. verhaltnisméassige Massnahmen, die vor
den Auswirkungen von gravitativen Natur-
gefahren nachhaltig schitzen, bei Neubau-
ten sowie bei Naturgefahr relevanten Um-
bauten bestehender Bauten und Anlagen zu
planen und zu realisieren.

§123

Mit der Erteilung der Baubewilligung, der amt-
lichen Priafung von Bauten, Einrichtungen
oder Betrieben und mit der Kontrolle der Bau-
arbeiten Ubernimmt die BehoOrde keine Ver-
antwortung fur den Baugrund oder fur die
Schéden, die aus der Anlage oder ihrem Be-
trieb entstehen. Dagegen tragt das Gemein-
wesen die Verantwortung fur die von ihr ge-
troffenen Anordnungen nach Massgabe der
Bestimmungen (ber die Verantwortung der
Behorden und Beamten.

§ 123 (Erganzung)

Mit der Erteilung der Baubewilligung, der amt-
lichen Priafung von Bauten, Einrichtungen
oder Betrieben und mit der Kontrolle der Bau-
arbeiten Ubernimmt die Behotrde keine Ver-
antwortung fur den Baugrund sowie fur die
Einwirkungen gravitativer Naturgefahren oder
fur die Schaden, die aus der Anlage oder ih-
rem Betrieb entstehen. Dagegen tragt das
Gemeinwesen die Verantwortung fur die von
ihr getroffenen Anordnungen nach Massgabe
der Bestimmungen ulber die Verantwortung
der Behorden und Beamten.

14



	Impressum
	Vorlage
	Landratsbeschluss (Entwurf)
	Synopse zur Änderung des Raumplanungs- und Baugesetzes

